
Bundessozialgericht

— 8 RU 268/74 -

I m N a m e n d e 5 V o 1 k e 5

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte: ................................
Verkündet am
10. Dez. 1975

g e g e n
Reg.Hauptsekretär
als Urkunds—
beamter der
Geschäftsstelle

........................CO...........COOOOOOO0.0I.0.0CO

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:
.................OOOOIOCOOIODOO

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 10. Dezember 1975 durch

den Vorsitzenden Richter Dr. M a i s c h , die

Richter T h 0 m a s und 0 e s t r e i c h e r

und die ehrenamtlichen Richter E n d r e s und

S e m m e l b a u e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 23. Oktober 1974

aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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Die Beteiligten streiten darüber, ob die Klägerin berechtigt

ist, von der Beklagten Ersatz von Aufwendungen für Kranken—

behandlung zu verlangen.

Der 1946 geborene Klaus—Peter H (H.) leistete ab

2. Oktober 1967 in Bremen-Grohn Grundwehrdienst. Für die

Zeit vom 13. bis 19. Dezember 1968 war ihm Sonderurlaub

für die Instandsetzung seiner Wohnung in Braunschweig ge—

währt worden. Am Dienstag, dem 17. Dezember 1968, begann H.

um 7.00 Uhr eine Tätigkeit als Kraftfahrer zur Aushilfe bei

der Firma Hermann W , Fachgroßhandlung für Zentral—

heizungs— und Industriebedarf, in Rethen. Als er sich

gegen 11.50 Uhr während einer Auslieferungsfahrt auf der

Landstraße 289 zwischen Westerbeck und Grußendorf befand,

kam er von der Fahrbahn ab und überschlug sich. H. wurde

im Kreiskrankenhaus Gifhorn aufgenommen. Chefarzt Dr.

S. —H leitete, nachdem die röntgenologische

Untersuchung einen Kompressionsbruch des 12. Brustwirbel-

körpers ergeben hatte, stationäre berufsgenossenschaft-

liche Heilbehandlung ein.

Am 5. März 1969 wurde H. ohne Unterrichtung der Beklagten

zu seiner Truppe in Bremen—Grohn entlassen. Er hielt sich

dort im Sanitätsbereich auf. Geröntgt und von Dozent

Dr. B ärztlich betreut wurde er in der Evangelischen

Diakonissenanstalt in Bremen. Hierfür zahlte die Wehr-

bereichsverwaltung II 32,—- DM und 26,—— DM. Am 24. März

1969 suchte H. weisungsgemäß den Facharzt für Chirurgie,

Dr. P , Braunschweig, auf (siehe Nachschaubericht

von diesem Tage). Am 21. April 1969 begann H. eine Tätig—

keit als Kraftfahrer.
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Mit Schreiben vom 14. April 1969 teilte die Wehrbereichsver-

waltung II der Beklagten mit, durch die stationäre Behandlung

des H. im Sanitätsbereich in der Zeit vom 5. bis 21. März

1969 seien Kosten in Höhe von 17 x 12,—- DM = 204,—— DM ent-

standen. Diese mache sie als ihren Ersatzanspruch geltend.

Nachdem die Wehrbereichsverwaltung II die ihr erteilten

Rechnungen des Kreiskrankenhauses in Gifhorn über die dortige

stationäre Behandlung des H. in Höhe von insgesamt 2.531,90 DM

bezahlt hatte, begehrte sie Ersatz auch für diese Aufwendungen;

für die stationäre Behandlung des H. im Sanitätsbereich in

der Zeit vom 5. bis 31. März 1969 verlangte sie weiter

27 x 18,—— DM = 486,—- DM (Schreiben vom 18. Juni 1969). Die

Beklagte, die dem H. für die Zeit vom 18. Dezember 1968 bis

zum 20. April 1969 Verletztengeld gewährt hatte, überwies

2.531,90 DM an die Klägerin. Im übrigen lehnte sie den Ersatz-

anspruch ab. Während des anschließenden Klageverfahrens hat

die Klägerin 486,—— DM + 32‚—— DM und 26,-- DM = 544,-— DM

nebst 4% Zinsen seit Rechtshängigkeit begehrt.

Das Sozialgericht (SG) Hannover hat die Beklagte am
20. November 1973 dem Grunde nach verurteilt, der Klägerin

die Aufwendungen für die stationäre Krankenhausbehandlung des

verletzten H. vom 5. März bis 31. März 1969 zu ersetzen. Die

Berufung hat es zugelassen. Zur Begründung hat es ausgeführt:

Durch die Übernahme der Behandlungskosten für die genannte

Zeit habe die Klägerin eine Leistung erbracht, deren wirt—

schaftlicher Wert nicht ihr, sondern der Beklagten zur Last

fallen müsse. Das berufsgenossenschaftliche Heilverfahren

habe Vorrang vor der truppenärztlichen Versorgung.

Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachen hat das Urteil des

SG aufgehoben und die Klage abgewiesen. Zur Begründung hat

es u.a. ausgeführt, für die Zeit vom 22. bis 31. März 1969

könne schon deshalb Ersatz nicht verlangt werden, weil sich H.
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nicht — nämlich nur bis zum 21. März 1969 — im Sanitäts-

bereich aufgehalten habe. Das gelte auch für die Zeit vom

8., 9., 15., 16. und 17. März 1969. Auch für die Dauer des

Aufenthalts des H. im Sanitätsbereich vom 5. bis zum 7.‚

vom 10. bis zum 14. und vom 18. bis zum 21. März 1969 stehe

der Klägerin ein Ersatzanspruch nicht zu. Die Ansprüche des

berechtigten H. aus dem Wehrsoldgesetz (WSG) gegenüber der

Klägerin und nach den Vorschriften der Reichsversicherungs—

ordnung (RVO) gegenüber der Beklagten seien gleichrangig. Es

könne nicht festgestellt werden, daß die Klägerin dem H.

ab 5. März 1969 an Stelle der Beklagten Heilfürsorge ohne

rechtlichen Grund gewährt habe. Der Anspruch auf Gewährung

dieser nach 551,6 WSG entstehe unabhängig von anderen An-

sprüchen des Berechtigten gegenüber anderen Kostenträgern.

Nachdem H. am 5. März 1969 zu seiner Truppe entlassen worden

sei, habe er wieder der Befehlsgewalt der Bundeswehr unter—

standen. Dadurch sei es der Beklagten verwehrt gewesen,

eine berufsgenossenschaftliche Heilbehandlung ordnungsgemäß

durchzuführen. Im übrigen sei es nach der Krankengeschichte

auch zweifelhaft, ob ab 5. März 1969 überhaupt stationäre

Behandlung erforderlich gewesen sei, da H. praktisch be-

schwerdefrei aus dem Kreiskrankenhaus entlassen worden sei.

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin die zugelassene

Revision eingelegt und zur Begründung u.a. ausgeführt, die

Beklagte habe begonnen, H. nach seinem Unfall die be—

nötigte Heilfürsorge zu gewähren. Damit werde ein Anspruch

gegen die Bundeswehr ausgeschlossen. Daß das berufsge—

nossenschaftliche Heilverfahren am 5. März 1969 beendet

gewesen wäre, als der Verletzte aus dem Kreiskrankenhaus

in Gifhorn — ohne Wissen der Beklagten - zur Truppe ent—

lassen worden sei, sei nicht festgestellt. Infolgedessen

sei allein die Beklagte für die Gewährung weiterer Heil—

fürsorgemaßnahmen bis zur Gesundung des Verunglückten zu—
ständig geblieben. Der Unfall des H. sei in einem Bereich
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erfolgt, dessen Risiko die Berufsgenossenschaften abzudecken

hätten. Es sei mit dem auch das öffentliche Recht beherrschenden

Grundsatz von Treu und Glauben nicht vereinbar, wenn die aus
Beiträgen der Arbeitgeber finanzierten Berufsgenossenschaften

bei Gewährung truppenärztlicher Heilfürsorge von ihrer Pflicht

zur Tragung gerade der finanziellen Folgen von Arbeitsunfällen

zu Lasten der Steuerzahler befreit würden. Aus der entsprechen—

den Anwendung des 5 426 Abs. 2 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

folge, daß im Innenverhältnis derjenige die Kosten allein zu

tragen habe, in dessen Risikosphäre die Heilfürsorge typischer—

weise gehöre. Der Anspruch sei aber auch nach dem Institut des

öffentlich—rechtlichen Erstattungsanspruchs begründet. Da

das Berufungsgericht keine eigenen Feststellungen über die

Höhe der geltend gemachten Ersatzansprüche getroffen habe,

müsse der Rechtsstreit zurückverwiesen werden.

Die Klägerin beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache

zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung

an das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil, nach dem allenfalls ein

Ersatz von 274,—— DM hätte geltend gemacht werden dürfen, für

zutreffend und führt zusätzlich aUS, die Beklagte sei schon

aus praktischen Gründen nicht in der Lage gewesen, berufs—

genossenschaftliche Heilbehandlung zu gewähren, da H. sich im

Befehlsbereich der Bundeswehr befunden habe. Im übrigen sei

die Klägerin ihrerseits selber zur ärztlichen Betreuung des H.

verpflichtet gewesen. Nach alledem habe keine Zweckgemeinschaft

1.5. des Revisionsvorbringens bestanden, auch komme 5 426

Abs. 2 BGB nicht zum Zuge.
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II

Die form— und fristgerecht eingelegte und begründete Revision

(5% 160, 164, 166 Sozialgerichtsgesetz —SGG—) ist zulässig;

sie ist auch im Sinne einer Zurückverweisung der Sache an

das LSG begründet.

Einer Sachprüfung stehen keine Rechtsmittelausschließungs-

gründe entgegen; das SG hat die Berufung zugelassen (5 150

Nr. 1 SGG).

Gegen die Zulässigkeit der Klage bestehen ebenfalls keine

Bedenken, zumal die Beklagte bis 30. Juni 1971 auf die

Einrede der Verjährung verzichtet hat (vgl. 81. 148 der
Unfallakten). Es handelt sich vorliegend um eine öffent—

lich—rechtliche Streitigkeit im Sinne des 5 51 SGG (vgl.

BSG16, 151, 152; 29, 44, 45, Urteil vom 12. Febr. 1975

— Az. 9 RV 376/74 — unveröffentlicht).

Die Klägerin hat auch zutreffend eine reine Leistungsklage

nach 5 54 Abs. 5 SGG erhoben, weil die Beklagte nicht der

Hoheitsgewalt der Klägerin unterworfen ist und demzufolge

das streitige Rechtsverhältnis nicht einseitig durch einen

Verwaltungsakt der Klägerin geregelt werden konnte (vgl.

BSG, Urteil vom 12. Febr. 1975 aaO; 5, 140, 143).

Die Klägerin könnte einen Anspruch auf Ersatz der Kosten,

die durch den Aufenthalt des H. im Sanitätsbereich der

Klägerin in Bremen—Grohn während der Zeit vom 5. bis

21. März 1969 entstanden sind, erfolgreich nicht auf ein—

schlägige Ersatz— oder Erstattungsvorschriften stützen.

Weder die RVO noch das Soldatengesetz (SG) noch das WSG

enthalten eine Rechtsgrundlage für das Klagebegehren. Da

es sich im vorliegenden Fall um eine "reine" Leistungsklage
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handelt, die eine Leistung betrifft, welche zu einem Zeitpunkt

bewirkt werden ist, der — wie vorliegend — vor der gerichtlichen

Geltendmachung liegt, sind die zur Zeit der Entstehung des

Anspruchs — März 1969 — geltenden Gesetzesfassungen anzuwenden

(Vgl. Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung, Stand März

1975, Bd. I/2, S. 240 d I). Für das SG kommen mithin seine
Fassungen vom 19. März 1956 (BGBl I, 114) und 28. März 1960

(BGBl I, 206) sowie für das WSG die Fassung der Bekanntmachung

vom 28. August 1965 (BGBl I, 1051) zur Anwendung.

Ersatz— und Erstattungsstreitigkeiten der hier in Frage

stehenden Art sind zwar in der RVO für die Beziehungen der

Versicherungsträger zueinander (vgl. 55 1504, 1509 a, 1510

Abs. 2, 1524, 1525 RVG) sowie zu den Trägern der Sozialhilfe

(55 1531 ff RVO) und anderen Schadensersatzpflichtigen (% 1542
RVO) normiert, jedoch betreffen sämtliche Vorschriften nicht

das Verhältnis eines Sozialversicherungsträgers zum Träger

der KOV oder der Wehrbereichsverwaltung, nachdem die Vor—

schrift des 5 1738 a RVO mit Wirkung vom 1. Januar 1954

aufgehoben werden ist (% 224 Abs. 3 Nr. 1 SGG; s. dazu auch
das Urteil des BSG vom 11. Sept. 1975 — Az. 9 RV 170/74 —;

vgl. auch Lauterbach, Gesetzliche Unfallversicherung, Bd. III,

3. Aufl., Stand Mai 1975, 5 1504 RVO Anm. 9; der dortige Hin—

weis auf 5 81 b BVG führt nicht weiter, weil keine Einrichtung

der Kriegsopferversorgung die streitigen Leistungen erbracht

hat).

Die nach 5 30 Abs. 2 - später Abs. 3 — SG entsprechend geltende

Bestimmung des 5 87 a Bundesbeamtengesetz (BBG), die durch das

Dritte Gesetz zur Änderung des SG (BGBl I 1960, 206) eingefügt

wurde, kann hier ebenfalls nicht angewandt werden, da sie nur

den Übergang gesetzlicher Schadensersatzansprüche regelt. Um

einen solchen handelt es sich bei dem von der Klägerin geltend

gemachten Anspruch auf Ersatz von Aufwendungen aus Anlaß eines

Arbeitsunfalles gegen die beklagte Berufsgenossenschaft aber
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nicht, weil diese kein "Schädiger" ist und den zum Schadens-

ersatz verpflichtenden Vorgang weder im Sinne eines Ver-

schuldens noch aus dem Gesichtspunkt der Gefährdungshaftung

zu vertreten hat (5. dazu Plog/Wiedow/Beck, Komm. zum

Bundesbeamtengesetz, Bd. I, Stand 26. Mai 1975, 5 87 a BBG

Anm. 7).

Die Klägerin könnte ihren Anspruch jedoch auf einen öffent—

lich-rechtlichen Erstattungs— (oder Ersatz— bzw. Abwälzungs—)

Anspruch gründen. Dieser im allgemeinen Verwaltungsrecht

entwickelte Grundsatz besagt, daß ein nicht verpflichteter

Leistungsträger, der anstelle des eigentlich Verpflichteten

geleistet hat, von diesem Ersatz seiner Aufwendungen ver—

langen kann (vgl. BSG 16, 151, 156, 157; 16, 222, 225;

36, 43, 44; Urteil vom 12. Dez. 1974 — Az. 10 RV 553/73 —
unveröffentlicht; Urteil vom 12. Febr. 1975 — Az. 9 RV

376/74 — unveröffentlicht; Brackmann aaO, Bd. III, Stand

März 1975, S. 730 f; Haueisen in WzS 1962, S. 1, 2; Langkeit

in DOK 1971, S. 341). Er bezweckt also, - im Sinne einer Ab—

wälzung - einen Ausgleich für eine rechtsgrundlose Ver—

mögensverschiebung zwischen zwei Trägern der öffentlichen

Verwaltung herbeizuführen (vgl. Urteil des BSG vom

12. Febr. 1975 aaO).

Vorliegend stand dem Soldaten H. ein Anspruch auf um—
fassende kostenlose Heilfürsorge sowohl gegen die Beklagte

nach 55 539 Abs. 1, 547 RVO aus Anlaß des während der

Aushilfstätigkeit als Kraftfahrer erlittenen Unfalls als

auch gegen die Klägerin nach 5 30 SG iVm 55 1, 6 WSG zu.

Dem steht nicht die Vorschrift des 5 541 Abs. 1 Nr. 1 RVO

entgegen, nach der Personen hinsichtlich der Unfälle im

Rahmen eines Dienst— oder Arbeitsverhältnisses, für das

beamtenrechtliche Unfallfürsorgevorschriften oder ent—

sprechende Grundsätze gelten, versicherungsfrei sind.
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Denn H. hat den Unfall nicht im Rahmen eines Dienst— oder

Arbeitsverhältnisses, für das beamtenrechtliche Unfallfürsorge—

vorschriften oder entsprechende Grundsätze gelten, erlitten,

sondern während einer außerhalb seines Dienstverhältnisses

als aktiver Soldat ausgeübten Tätigkeit als Aushilfskraft—

fahrer bei einem bei der Beklagten versicherten Unternehmen;

während einer Tätigkeit also, die mit seiner Stellung als

wehrpflichtiger Soldat in keinem inneren ursächlichen Zu—

sammenhang stand und für die beamtenrechtliche Unfallfürsorge-

vorschriften oder entsprechende Grundsätze nicht galten. Die

Versicherungsfreiheit nach 9 541 Abs. 1 Nr. 1 RVG umfaßt aber

bei Personengruppen, deren Versicherungsfreiheit von be—

stimmten Voraussetzungen abhängt, nur die Tätigkeit, bei der

diese Voraussetzungen vorliegen (vgl. Lauterbach aaO Bd. I,

5 541 RVO Anm. 3; s. auch Brackmann aaO Bd. II, S. 478 d I).

Wird darüber hinaus eine solche Person — wie vorliegend H. —
als Versicherter nach 5 539 RVO tätig, ohne daß dieser ander—

weitige Schutz besteht, so ist sie versichert (vgl. Lauterbach

aaO mit Nachweisen aus der Rechtsprechung). Aus denselben

Gründen kommt im vorliegenden Fall auch die Bestimmung des

5 541 Abs. 1 Nr. 2 RVO nicht zum Zuge, da der Unfall des H.

kein Arbeitsunfall war, für den H. Versorgung nach dem Bundes—

versorgungsgesetz (BVG) oder solchen Gesetzen gewährt wurde,

die das BVG für anwendbar erklären. Eine Vorschrift wie

% 209 a Abs. 1 S. 2 RVG, die ganz allgemein für die Dauer

des Wehrdienstes ein Ruhen der Ansprüche des Versicherten

auf Krankenhilfe gegen einen Träger der Krankenversicherung

anordnet, ist in der gesetzlichen Unfallversicherung nicht

enthalten.

Daneben konnte H. auch einen Anspruch gegenüber der Klägerin

gemäß 5 30 SG auf umfassende Heilfürsorge geltend machen.

Denn nach 5 30 Abs. 1 SG hat ein Soldat u.a. Anspruch auf

Heilfürsorge und Versorgung nach Maßgabe besonderer Gesetze.

Die nach 5 30 Abs. 1 SG gewährleistete Heilfürsorge ist für
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_ 10 -

Soldaten, die — wie H. - aufgrund des Wehrpflichtgesetzes

Dienst leisten (Wehrpflichtige)‚ in 59 1 und 6 WSGgeregelt.

Gemäß 95 1 und 6 WSG erhalten Soldaten, die aufgrund der

Wehrpflicht Wehrdienst leisten, während der Dauer ihrer

Dienstzeit Heilfürsorge. Die Heilfürsorge besteht nach

5 6 WSG in unentgeltlicher truppenärztlicher Versorgung,

ohne daß, wie nach 5 82 Soldatenversorgungsgesetz vom

26. Juli 1957 (BGBl I, 785) oder 5 28 BVG a? eine Subsi—

diaritätsklausel enthalten ist, nach der die Heilbehandlung

nicht gewährt wird, wenn und soweit ein Sozialversicherungs—

träger zu einer entsprechenden Leistung verpflichtet oder

ein entsprechender Anspruch gegen einen Dritten vorhanden,

die Heilbehandlung also anderweitig sichergestellt ist.

Eine etwaige Nachrangigkeit des Anspruchs des Soldaten auf

Heilfürsorge ergibt sich auch nicht aus den allgemeinen

Verwaltungsvorschriften zu 5 6 WSG, wo im wesentlichen nur

die einzelnen zu gewährenden Leistungen aufgezählt sind

(s. Püllmann/Binz, Wehrdienst und Sozialversicherung,

Bd. 2, s. 105), bzw. aus der allgemeinen Verwaltungsvor—

schrift Nr. 1 Abs. 1 zu 5 36 Abs. 2 Bundesbesoldungsgesetz

(VMBI 1962, S. 446; 1965, S. 521; vgl. Bölts, in Der Ver-

sorgungsbeamte 1968, S. 124).

In dieser wird bestimmt, daß der Soldat unentgeltliche

truppenärztliche Versorgung erhält, solange er Anspruch

auf Dienstbezüge hat. Mithin ergibt sich weder aus dem

Gesetzeswortlaut der einschlägigen Vorschriften der RVO

(55 539, 541) noch des SG (% 30 Abs. 1), des WSG (55 1, 6)

noch aus den zum WSG erlassenen allgemeinen Verwaltungs—

vorschriften für den vorliegenden Fall eine Nachrangigkeit

des Anspruchs des Soldaten H. gegen die klagende Bundes—

wehrverwaltung bei Vorhandensein eines gleichartigen An—

spruchs gegen einen Unfallversicherungsträger.

Da im übrigen zwischen der Klägerin und der Beklagten auch
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keine unmittelbaren Rechtsbeziehungen bestehen, wäre der

geltend gemachte Anspruch allenfalls nach dem allgemein aner-
kannten Rechtsinstitut des öffentlich—rechtlichen Erstattungs-

(oder Ersatz- bzw. Abwälzungs-) Anspruchs begründet, sofern die

Klägerin als nicht verpflichteter Rechtsträger des öffent—

lichen Rechts an Stelle der verpflichteten Beklagten geleistet

hat (vgl. BSG 16,151, 156).

Die vom LSG getroffenen Feststellungen reichen jedoch nicht

aus, um zur Frage einer solchen rechtsgrundlosen Vermögens—

verschiebung abschließend Stellung nehmen zu können. Denn aus
den Feststellungen im Urteil des LSG ergibt sich lediglich,

daß H., ohne daß die Beklagte unterrichtet wurde, aus dem

Kreiskrankenhaus Gifhorn zu seiner Truppe in Bremen-Grohn

entlassen wurde, sich dort im Sanitätsbereich aufgehalten und

im Diakonissenkrankenhaus in Bremen von Dozent Dr. B.

geröntgt sowie ärztlich betreut wurde. Für letzteres hat die

Klägerin 32,—- DM und 26,-— DM gezahlt (Bl. 2 LSG-Urteil). Des
weiteren geht aus dem Urteil des Berufungsgerichts hervor, daß

die Beklagte die Kosten der stationären Behandlung des H. im

Kreiskrankenhaus Gifhorn in Höhe von 2.531,90 DM der Klägerin

erstattet und dem H. für die Zeit vom 18. Dezember 1968 bis

zum 20. April 1969 Verletztengeld gezahlt hat (Bl. 3 LSG—Urteil).

Schließlich hat das LSG festgestellt, daß H. am 21. März 1969

aus dem Sanitätsbereich entlassen, vorzeitig ausgekleidet und

"ab heute krank zu Hause geschrieben" worden ist (Bl. 5 des

Urteils).

Diese Feststellungen genügen jedoch nicht, um die Frage ab-

schließend zu klären, ob die Klägerin die durch die Aufnahme

des H. in ihrem Sanitätsbereich entstandenen Kosten sowie

die Zahlung von 32‚-— DM und 26,-— DM anstelle der ver-

pflichteten Beklagten geleistet hat. Vielmehr wird das LSG,

um zu dieser Rechtsfrage abschließend Stellung nehmen zu
können, u.a. noch folgende Feststellungen zu treffen haben:
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Unter welchen Voraussetzungen (reine berufsgenossenschaft—

liche Heilbehandlung oder truppenärztliche Versorgung)

wurde H. bis zum 5. März 1969 im Kreiskrankenhaus Gifhorn

behandelt und weshalb wurde die stationäre Behandlung dort

am 5. März 1969 beendet und H. im Sanitätsbereich der

Klägerin aufgenommen? War die wegen der Unfallfolgen be—

dingte stationäre Behandlung des H. mit der Entlassung aus

dem Kreiskrankenhaus Gifhorn nach Ansicht der behandelnden

Ärzte abgeschlossen (vgl. 81.82 der SG—Akte, wonach H.
"praktisch beschwerdefrei" ... entlassen worden sein soll),

oder waren noch weitere durch den Arbeitsunfall bedingte

Heilbehandlungsmaßnahmen erforderlich und ggf. wenn ja

welche? Des weiteren, aus welchen Gründen hat die Klägerin

zunächst die Kosten der stationären Behandlung im Kreis-

krankenhaus Gifhorn selbst übernommen? Schließlich, welche

Heilbehandlungen wurden während des — zwischendurch unter-

brochenen - Aufenthalts des H. im Sanitätsbereich der

Klägerin vom 5. März bis zum 21. März 1969 durchgeführt,

insbesondere hat es sich dabei um eine notwendige Weiter-

behandlung der Unfallfolgen gehandelt oder vorwiegend um

Maßnahmen, die im alleinigen Interesse der klagenden Bundes—

wehr vorgenommen wurden, wie z.B. Feststellung der Dienst—

fähigkeit des aktiven Soldaten H. oder eventuell Unter-

suchungen zum Zwecke seiner vorzeitigen Entlassung aus der

Bundeswehr wegen dauernder Dienstunfähigkeit? Wurde er im

wesentlichen etwa nur deshalb in den Sanitätsbereich auf—

genommen, weil seine Unterbringung in der Soldaten—Unter-

kunft mit den militärischen Belangen nicht in Einklang

stand? Hätte er nicht schon vor dem 21. März 1969 "krank

zu Hause" geschrieben werden können?

Weiter wird noch zu klären sein, ob die Klägerin die Be—

klagte von der Weiterbehandlung in ihrem Sanitätsbereich

unterrichtet und wenn ja, wie diese auf die Benach—

richtigung reagiert hat. Schließlich wird das Berufungsgericht

_13_
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 13 _

zu erwägen haben, ob es sich bei dem Sonderurlaub des H. evtl.

um einen Urlaub nach 5 8 Abs. 3 der Soldatenurlaubsverordnung

(SUV) vom 20. Mai 1957 (BGBl I, 529) i.d. Neufassung vom

22. Mai 1967 (BGBl I, 541, 542) — aF — gehandelt haben könnte,

nach dem einem wehrpflichtigen Soldaten aus wichtigem Grunde

Urlaub unter Fortfall der Geld— und Sachbezüge einschließlich

der Reilfürsorge gewährt werden kann. In diesem Fall könnte

sonach die unentgeltliche truppenärztliche Versorgung ver-

sagt werden (vgl. Bölts, Der Versorgungsbeamte 1972, S. 103,

105; siehe dazu ferner die Neufassung der SUV vom 23. Nov.

197255631 I, 2153] 5 10).

Sollten die weiteren Ermittlungen ergeben, daß der Aufenthalt

im Sanitätsbereich nicht in erster Linie aus den oben ange—

deuteten militärischen Gesichtspunkten, sondern wegen be—

handlungsbedürftiger Unfallfolgen tatsächlich erforderlich

war, so wäre der geltend gemachte Ersatzanspruch grundsätz—

lich zu bejahen. Ob etwas anderes gilt, wenn die Wehrbehörde

die weitere notwendige Behandlung unter Hervorkehrung mili—

tärischer Interessen ohne gebotene Fühlungnahme mit der be—

klagten Berufsgenossenschaft durchgeführt haben sollte, war

bei dem jetzigen Verfahrensstand nicht abschließend zu ent—

scheiden.

Ob die Klägerin _ wie die Revision meint — aus 5 426 Abs. 2

BGB einen Ausgleichsanspruch gegen die Beklagte hat, kann

dahinstehen. Zwar sind die Vorschriften über eine Gesamt—

schuldnerschaft (95 421 ff BGB) im öffentlichen Recht ent—

sprechend anwendbar (vgl. BSG 24, 293, 296; Urteil vom

12. Dez. 1974 - Az. 10 RV 553/73 —). Doch gilt dies grund—
sätzlich insoweit nicht, als für das anzuwendende Recht be-

sondere Ersatz— oder Erstattungsvorschriften bestehen; dazu

gehört auch das Rechtsinstitut des öffentlich—rechtlichen

ErstattungsanspruChs wie die Revision im späteren Schriftsatz

vom 27. Nov. 1975 wohl einräumen will.
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Demgemäß verneint auch Brackmann für das Verhältnis der

Unfall— und Rentenversicherungsträger und zu 5 1542 RVO die

Annahme einer Gesamtgläubigerschaft (vgl. Brackmann aaO

Bd. III, S. 982 b u. c). Abgesehen hiervon könnte eine
Ausgleichspflicht der Beklagten gegenüber der Klägerin hier

nur aus einem zwischen ihnen eventuell bestehenden Innen—

verhältnis einer Geschäftsführung ohne Auftrag (GoA) in

Betracht gezogen werden (s. hierzu die bei Palandt, Bürger—

liches Gesetzbuch, 33. Aufl., 1974, € 426 BGB Anm. 1 auf-

geführten Gründe eines Ausgleichs nach 5 426 BGB). Ob aber

die Klägerin mit der Aufnahme des H. ins Lazarett und der

dort durchgeführten Heilbehandlung und mit der Zahlung der

genannten 58,—— DM eine GoA für die Beklagte geführt hat,

kann nach den bisherigen Feststellungen des Berufungs-

gerichts ebenfalls nicht abschließend beurteilt werden.

Nach alledem war die Sache an das LSG zurückzuverweisen,

damit die erforderlichen Feststellungen nachgeholt werden

können.

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten.
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